
1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 4 UND 5A BAUNVO

1.1	ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA 1-2)
	
	 Zulässig sind:

	

	 Ausnahmsweise zulässig sind:

	 Unzulässig sind:

Gem. § 4 BauNVO - Allgemeines Wohngebiet

gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 Schank- und Speisewirtschaften,
3.	 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-

heitliche und sportliche Zwecke.

Gem. § 1 Abs. 10 BauNVO wird festgesetzt, dass auf 
den Parzellen im Flur 6 mit den Nummern 200/4; 218/5; 
245/6; 257/11; 245/5; 257/4; 246; 245/4; 242/1; 
1276/242; 241; 240; 1595/223; 257/12; 1685/243 bei 
folgenden vorhandenen Nutzungen Änderungen und 
Erneuerungen zulässig sind:

•	 Stallungen in Massivbauweise für Großvieh (z. B. 
Schafe und Schweine), 

•	 Futtermittel-Getreidesilos sowie 
•	 Lagerstätten von Heu und Stroh für die Tierhaltung.

Gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1.	 nicht störende Handwerksbetriebe,
2.	 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
3.	 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
4.	 Anlagen für Verwaltungen,
5.	 Gartenbaubetriebe.

Gem. §§ 4 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. §§ 1 Abs. 5 
und 6 Nr. 1 BauNVO

1.	 die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden,

2.	 Tankstellen.

1.2	DÖRFLICHES WOHNGEBIET (MDW 1-3)

	 zulässig sind:

	

	 ausnahmsweise zulässig sind:

	 Unzulässig sind:

Gem. § 5a BauNVO - Dörfliches Wohngebiet

Gem. § 5a Abs. 2 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher 

Nebenerwerbsbetriebe und die dazugehörigen 
Wohnungen und Wohngebäude,

3.	 Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit 
entsprechenden Nutzgärten,

4.	 nicht gewerblichen Einrichtungen und Anlagen 
für die Tierhaltung,

5.	 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden 
sowie Schank- und Speisewirtschaften,

6.	 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
7.	 sonstige Gewerbebetriebe,
8.	 Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für 

kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
Zwecke.

Gem. § 5a Abs. 3 BauNVO und § 5a Abs. 2 BauNVO i. 
V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1.	 Anlagen für sportliche Zwecke,
2.	 Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher 

Betriebe und die dazugehörigen Wohnungen und 
Wohngebäude,

3.	 Gartenbaubetriebe.

Gem. § 5a Abs. 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 6 BauNVO

1.	 Tankstellen.

1.3 Bedingte Zulässigkeit im Bereich der 
Altlastverdachtsfläche gem. § 9 Abs. 2 
BauGB

Gemäß § 4 Abs. 4 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) ist die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch einen Sachverständigen, der mindes-
tens für ein Sachgebiet von 2 bis 5 der Verordnung 
über Sachverständige und Untersuchungsstellen für 
den Bodenschutz und die Altlastenbehandlung im 
Saarland (VSU) in der derzeit gültigen Fassung (s. www.
resymesa.de) zugelassen ist, nachzuweisen. Im Bereich 
der Ablagerung sind die Vorhaben und Nutzungen 
gemäß § 9 Abs. 2 BauGB demnach erst zulässig, wenn 
eine Gefährdung empfindlicher Nutzungen auszu-
schließen ist, der Verdacht gutachterlich durch einen 
nach § 18 BBodSchG zugelassenen Sachverständigen 
ausgeräumt wurde, oder eine mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) abgestimmte 
Bodensanierungsmaßnahme erfolgreich stattgefunden 
hat.
Ein entsprechendes Sachverständigengutachten ist 
dem LUA vorzulegen. Das LUA erteilt als zuständige 
untere Bodenschutzbehörde die Freigabe, sofern die v. 
g. Voraussetzungen hierfür erfüllt wurden.
Tiefbaumaßnahmen im sich anschließenden 
Baugenehmigungsverfahren sind in diesem Bereich 
durch einen Sachverständigen gemäß § 18 BBodSchG, 
Sachgebiete 2 - 5 der VSU in der derzeit gültigen 
Fassung (s. www.resymesa.de) zu begleiten, mit der 
zuständigen unteren Bodenschutzbehörde abzustim-
men und zu dokumentieren.

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1	HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB
I.V.M. § 18 BAUNVO

	

Siehe Plan.
Maßgebender oberer Bezugspunkt der Höhe für die 
baulichen und sonstigen Anlagen ist die Traufhöhe 
(TH). Die Traufhöhe ist der Schnittpunkt der Außen-
wand mit der Oberkante der Dachhaut.

Bei Gebäuden mit Flachdächern oder flachgeneigten 
Dächern ist der maßgebende obere Bezugspunkt für 
die maximale Höhe grundsätzlich die Oberkante der 
baulichen und sonstigen Anlagen (Attika, Gebäude-
oberkante etc.). Die Attika des obersten Vollgeschosses 
entspricht dabei der Traufhöhe.

Unterer Bezugspunkt ist die Höhe der angrenzenden 
Straße, gemessen an der straßenseitigen Gebäudemit-
te. Grenzen zwei Straßen an das Gebäude an, ist die 
niedrigere der beiden Straßenhöhen als Bezugspunkt 
zu wählen.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum 
Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die 
zulässige Gebäudeoberkante überschritten werden.

Beim Wiederaufbau eines Gebäudes, welches wegen 
seiner geschichtlichen, künstlerischen oder städtebau-
lichen Bedeutung erhaltenswert ist, kann ausnahms-
weise von der festgesetzten Gebäudehöhe abgewi-
chen werden.

2.2	GRUNDFLÄCHENZAHL
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO im Be-
reich des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1-2) auf 0,4 
und im Bereich des dörflichen Wohngebietes (MDW 
1-3) auf 0,6 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflä-
chen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Gelände

oberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen.

Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl sind die pri-
vaten Grünflächen als Teil des Baugrundstücks/ Grund-
stücksfläche zu berücksichtigen.

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) 
bis zu einer GRZ von 0,6 im Bereich des Allgemeinen 
Wohngebietes (WA 1-2) und bis zu einer GRZ von 0,8 
im Bereich des dörflichen Wohngebietes (MDW 1-3) 
überschritten werden.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO) Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)

•	 Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Bestand im Misch-System.

•	 Das nicht schädlich verunreinigte Niederschlagswasser kann in den Ihner Bach oder den Weinbach einge-
leitet werden. Erfolgt dies über gemeinsame Anlagen (Regenwasserkanal) oder ist das Niederschlagswasser 
verunreinigt und bedarf einer Vorbehandlung, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß § 10 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) beim LUA zu beantragen. Ansonsten ist die Einleitung gemäß § 22 SWG erlaubnisfrei.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Dach:
•	 Innerhalb des Plangebiets sind nur Sattel-, Krüppelwalm- und Zeltdächer zulässig. Sonstige Dachformen 

- wie z. B. Mansarddächer, Tonnendächer - können ausnahmsweise zugelassen werden. Bei Nebengebäu-
den und untergeordneten Anbauten können zudem Flachdächer ausnahmsweise zugelassen werden, sofern 
diese gegenüber dem Hauptbaukörper untergeordnet sind und eine Dachbegrünung ausgeführt wird. Gara-
gen sind ebenfalls mit Flachdach zulässig.

•	 Die Dacheindeckung ist - sofern keine Dachbegrünung vorgenommen wird - mit kleinformatigen Tonziegeln 
bzw. tonfarbigen Betondachsteinen vorzunehmen. Außerdem sind Eindeckungen mit Natur- und Kunst-
schiefer möglich. Dacheindeckungen sind ausschließlich in den Farben rot bis rotbraun, grau und anthrazit 
zulässig.

•	 Mit Ausnahme von Anlagen zur Nutzung der Solarenergie ist die Verwendung von spiegelnden Dachmate-
rialien unzulässig.

•	 Anlagen zur Nutzung der Solarenergie auf geneigten Dächern sind nur in der gleichen Neigung wie die da-
zugehörige Dachfläche zulässig. 

•	 Im Bereich von Flachdächern bei Nebengebäuden und untergeordneten Anbauten sind aufgeständerte So-
laranlagen (Thermische Solarkollektoren sowie Photovoltaikmodule auf der Dachfläche) bis zu einer Höhe 
von 1,50 m, gemessen von der Oberkante Dachhaut, zulässig. Die Verpflichtung der Dachbegrünung be-
steht weiter.

Fassade:
•	 Für die Außenwände sind Putz, Natursteine, Sichtmauerwerk (Klinker, Kalksandsteine) und Holz zulässig. 

Verkleidungen der Außenwandfläche mit glasiertem Material, Kunststoffen (PVC) und Faserzementplatten/-
material sind unzulässig. Ausnahmen hiervon können zugelassen werden.

•	 Bei der Farbgebung der Gebäude sind gedeckte, erd- und bronzefarbene Tönungen bzw. Weiß- oder Grau-
töne zu verwenden. Ausnahmen hiervon können zugelassen werden. Charakteristische Fassadenelemente 
wie Fenster, Sockel oder Türen ortsbildprägender Gebäude sind bei Umbau oder Erneuerung zu erhalten 
und dürfen durch Fassadenbegrünungen nicht überdeckt werden.

•	 Soweit Gewände, Gesimse, Ornamente oder vergleichbare Architekturdetails im Bestand in Naturstein aus-
gebildet sind, sind diese zu erhalten.

Nebengebäude/-anlage:
•	 Nebenanlagen sind in Gestaltung, Material und Farbe dem Hauptgebäude anzupassen.
•	 Nebengebäude müssen sich hinsichtlich Baumasse und Baugestaltung den Hauptgebäuden unterordnen.

Stellplätze, Garagen und Carports:
•	 Je Wohnung sind 2 Stellplätze, Garagen oder Carports auf dem Privatgrundstück nachzuweisen. Die Fläche 

vor der Garage kann als Stellplatz angerechnet werden.
•	 Der Abstand der Garagen bzw. der Carports zur Straßenverkehrsfläche muss mind. 5,50 m betragen.

Einfriedungen:
•	 Als Einfriedungen der Grundstücke gegenüber der öffentlichen Straßenverkehrsfläche sind Hecken und 

Holzzäune (schlichte Holzlatten-/ Staketenzäune) mit maximal 1,5 m Höhe einschließlich Sockel zulässig. 
Ausnahmen hiervon können zugelassen werden.

Werbeanlage:
•	 Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1-2) richtet sich die Zulässigkeit von Werbeanlagen nach 

der Landesbauordnung des Saarlandes (LBO).
•	 Im Bereich des dörflichen Wohngebietes (MDW 1-3) sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zu-

lässig. Es sind nur Werbeanlagen zulässig, die im Zusammenhang mit der auf dem Grundstück angebote-
nen Leistung, einem dort angebotenen Produkt oder dem Namen der dort ansässigen Firma stehen. Fremd-
werbung ist unzulässig.
•	 Je Fassadenansicht ist dabei eine Werbeanlage mit einer maximalen Größe von 2 m² zulässig. Folgende 

Anforderungen sind bei der Gestaltung zu beachten:
•	 Die Werbeanlagen können entweder am Gebäude befestigt werden oder sind als freistehende Py-

lone bzw. Werbetafeln innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Dabei dürfen Py-
lone eine Höhe von 1,5 m und eine Breite von 1,0 m nicht überschreiten.

•	 Die Werbeanlagen dürfen bei Anbringung am Gebäude ausschließlich aus Einzelbuchstaben be-
stehen oder sind als Hinweisschild am Eingang mit einer maximalen Größe von 30 x 40 cm zuläs-
sig.

•	 Die Werbeanlagen am Gebäude sind nur im Bereich des Erdgeschosses sowie im Brüstungsbereich 
des 1. Obergeschosses zulässig. Soweit sich in den Obergeschossen andere als im Erdgeschoss ge-
legene Dienstleistungen oder gewerbliche Nutzungen befinden, darf hierauf mittels Hinweisschil-
der an den betreffenden Hauseingängen hingewiesen werden. Mehrere Hinweisschilder sind an 
einer Stelle der Fassade bündig untereinander anzubringen.

•	 Schaufenster, sonstige Fenster oder Glastüren dürfen weder zugeklebt, noch zugestrichen werden. 
Der Anteil beim Bekleben, Bemalen oder Beschriften darf maximal 20 % je Glasscheibe betragen.

•	 Werbeanlagen müssen in Anordnung, Größe, Gestalt und Aussehen und - bei Leuchtreklamen - Leucht-
wirkung dem baulichen Charakter und dem Maßstab des jeweiligen Straßenraumes sowie des Gebäu-
des entsprechen, an dem sie angebracht sind. 

•	 Unzulässig ist die Beleuchtung von Werbeanlagen durch Lichtquellen, die in kurzen Zeitabständen ein- 
und ausgeschaltet werden oder ihre Farbe wechseln sowie durch Lichtquellen, die bewegt werden oder 
deren Träger bewegt werden.

•	 Nach Aufgabe der Nutzung besteht die Verpflichtung, die Werbeanlage rückzubauen.
•	 Ausnahmen von den vorangegangenen Vorgaben zu den Werbeanlagen können zugelassen werden.

Sonstige Festsetzungen:
•	 Standflächen für Abfallbehälter sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche orientierten Bereichen 

entweder in Schränken einzuhausen oder sichtgeschützt anzuordnen.
•	 Sämtliche Formen von Wegen und Zuwegungen zu Gebäuden und Nebenanlagen auf den privaten 

Grundstücken sind mit versickerungsoffenen Belägen herzustellen.
•	 Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 

belassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, 
auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer 
Zahl vorkommen (Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zulässig. Wasserdichte oder nicht 
durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefüllten 
Flächen zulässig.

•	 Bei der Beleuchtung der Freiflächen und Stellplätze sind insektenfreundliche Beleuchtungssysteme (z. B. 
LED-Leuchten oder Natriumdampf-Niederdruck-Lampen) mit maximal 4.100 Kelvin Farbtemperatur zu ver-
wenden. Es sind nur Leuchten vorzusehen, die so eingeblendet sind, dass möglichst wenig Licht nach oben 
oder auf angrenzende Grünflächen emittiert wird.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. SWG UND LBO)

TEIL A: PLANZEICHNUNG 2.3	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan.
Für das Allgemeine Wohngebiet (WA 1-2) und das 
dörfliche Wohngebiet (MDW 1-3) wird die Zahl der 
Vollgeschosse gem. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 
BauNVO als Höchstmaß festgesetzt.

3. 	 BAUWEISE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 

BAUNVO
Siehe Plan.
Für das Allgemeine Wohngebiet (WA 1-2) wird eine 
offene Bauweise festgesetzt. In der offenen Bauweise 
gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude mit seit-
lichem Grenzabstand zu errichten. Bei Doppel- und 
Reihenhäusern ist eine Grenzbebauung zulässig. Die 
Gebäudelänge darf maximal 14,00 m betragen.

Für das dörfliche Wohngebiet (MDW 2 und 3) wird 
eine offene Bauweise festgesetzt. In der offenen Bau-
weise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude mit 
seitlichem Grenzabstand zu errichten. Bei Doppel- und 
Reihenhäusern ist eine Grenzbebauung zulässig. Die 
Gebäudelänge darf maximal 16,00 m betragen.

Für das dörfliche Wohngebiet (MDW 1) wird eine 
abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
festgesetzt. In der abweichenden Bauweise ist eine 
Grenzbebauung bzw. eine Bebauung im Grenzab-
stand zulässig. Die Gebäudelänge darf maximal 16,00 
m betragen.

Beim Wiederaufbau eines Gebäudes, welches wegen 
seiner geschichtlichen, künstlerischen oder städtebau-
lichen Bedeutung erhaltenswert ist, kann ausnahms-
weise von der festgesetzten maximalen Gebäudelänge 
abgewichen werden.

4.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT  
	 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M.  

§ 23 ABS. 3 BAUNVO
Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. 

Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan 
durch Baugrenzen definierten Standortes zu errichten. 
Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem 
Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

Im Bereich des Baudenkmals „Zum Hatzenbüsch“ Hs.-
Nr. 3 sind zwischen der Straßenbegrenzungslinie und 
der vorderen Baugrenze keine baulichen Nebenanlagen 
zulässig.

Garagen sind dabei ausschließlich innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen und an den seitlichen 
Grundstücksgrenzen zulässig. Stellplätze sind auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig.

5.	 FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF; HIER: 
DORFGEMEINSCHAFTSHAUS UND 
FEUERWEHR
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB Siehe Plan.

Zulässig sind sozialen Zwecken dienende Gebäude und 
Einrichtungen. 

6.	 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1-2) 

sind je Wohngebäude maximal 3 Wohneinheiten zuläs-
sig.

Innerhalb des dörflichen Wohngebietes (MDW 1-3) 
sind je Wohngebäude maximal 2 Wohneinheiten zuläs-
sig.

7.	 SCHUTZFLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG 
FREIZUHALTEN SIND / FLÄCHEN, DIE NUR 
EINGESCHRÄNKT NUTZBAR SIND; HIER: 
SCHUTZFLÄCHE BACHLAUF
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB Siehe Plan.

(s. ergänzend hierzu nachrichtliche Übernahme)

8.	 ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.

Die innerhalb des Plangebietes liegenden öffent-
lichen Straßenverkehrsflächen (Leidinger Straße, 
Rammelfanger Straße und Weinbachstraße) werden im 
Bestand übernommen. 

9.	 VERKEHRSFLÄCHE BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
MISCHVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.

Die innerhalb des Plangebietes liegenden 
Mischverkehrsflächen (Im Ecken, Rammelfanger Straße 
Hs.-Nr. 6-14, Zum Hatzenbüsch) werden im Bestand 
übernommen.

10. 	VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER  
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: „ÖFFENTLICHE 
PLATZFLÄCHEN“

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.
Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
„Öffentliche Platzflächen“ dient als öffentlicher Platz 
dem Aufenthalt und der Erholung.

11.	 ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE; HIER: 
SPIELPLATZ
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB Siehe Plan.

Im Bereich des Dorfgemeinschaftshauses wird eine 
öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Spielplatz festgesetzt.

12.	 PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB Siehe Plan.

Innerhalb der festgesetzten privaten Grünflächen 
sind untergeordnete Anlagen und Einrichtungen (z.B. 
Wege, Gartengerätehäuser, ...) zulässig, die dem 
Nutzungszweck des Baugebiets dienen und seiner 
Eigenart nicht widersprechen.

13.	 WASSERFLÄCHEN; HIER: „WEINBACH“
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 16 BAUGB Siehe Plan.

Innerhalb des Plangebietes verläuft der „Weinbach“. 
Dieser wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB als 
Wasserfläche festgesetzt.

14.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Rodungsfristen: Zur Vermeidung der Tötung von 

nistenden Vögeln bzw. der Entfernung von Gelegen 
sind die gesetzlichen Rodungsfristen nach § 39 Abs. 5 
BNatSchG zwingend einzuhalten.

Biotopflächen im Bereich des Ihner Baches: Im 
nordwestlichen und westlichen Bereich des 
Plangebietes bestehen entlang des Ihner Baches 
Biotope, die nach § 30 BNatSchG gesetzlich geschützt 
sind. Sämtliche Handlungen, die zu einer Zerstörung 
oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung der 
Biotope führen können, sind verboten.

Entfernung älterer Bäume: Sollten ältere Bäume 
mit Baum- und größeren Asthöhlen entfernt werden, 
sind diese endoskopisch auf Spuren einer 
Quartiernutzung durch Fledermäuse (Kotreste) oder 
Bruten von Höhlenbrütern (Spechte u.a.) zu überprü-
fen; im Nachweisfall sind künstliche Nisthilfen oder 
Quartiere als Ersatz vorzusehen.

Gewässerrandstreifen:
Siehe Plan.
(s. ergänzend hierzu nachrichtliche Übernahme)

Rückbau Gebäude: Vor dem Rückbau von Gebäuden 
gelten die folgenden Richtlinien:

•	 Vor dem Rückbau sind Gebäude auf den kon-
kreten Besatz von Gebäudebrütern und über-
tagenden Fledermäusen (Dachstuhl, Fassaden) 
zu prüfen.

•	 Sollten hierbei Gebäudebrüter nachgewiesen 
werden, dann ist der Beginn des Rückbaus auf 
die Zeit nach Ende der Ästlingsphase zu ver-
schieben.

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes gelten u. a. folgende Gesetze 
und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 03. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 1802).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 17. Mai 
2023 (Amtsbl. I 762).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. 
Dezember 2023 (Amtsbl. I S. 1119).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Artikel 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuord-
nung des saarländischen Denkmalschutzes und 
der saarländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 
2018 (Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert 
durch Artikel 260 des Gesetzes vom 08. Dezem-
ber 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 
2022 (BGBI. I S. 2240).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz - 
(SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 
726), zuletzt geändert durch Artikel 162 des Ge-
setzes vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 
2629).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 
409).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Artikel 173 des Gesetzes vom 08. Dezember 
2021 (Amtsbl. I S. 2629).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Wallerfangen hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes der Innenent-
wicklung „Ortskern Ihn“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 
BauGB).

•	 Der Beschluss zur Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung dieses Bebauungsplanes, wurde am 
__.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 2 
Abs. 1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein-
stimmen.

•	 Der Bebauungsplan der Innenentwicklung „Orts-
kern Ihn“ wird gem. § 13a BauGB (Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung) im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 
BauGB wird eine Umweltprüfung nicht durchge-
führt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Wallerfangen hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf 
gebilligt und die öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanes der Innenentwicklung „Ortskern 
Ihn“ beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom 04.11.2022 bis einschließlich 05.12.2022 
öffentlich ausgelegen (§13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB).

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom 27.10.2022 von der Ausle-
gung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. § 4 Abs. 
2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde 
eine Frist bis zum 05.12.2022 zur Stellungnahme 
eingeräumt.

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 As. 2 Satz 4 BauGB). 

•	 Aufgrund der im Rahmen der Beteiligung ein-
gegangenen Stellungnahmen wurde der Entwurf 
des Bebauungsplans überarbeitet und ergänzt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Wallerfangen hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den überarbei-
teten Entwurf gebilligt und die erneute Veröffent-
lichung des Bebauungsplanes im Internet, inklu-
sive einer Auslegung beschlossen (§ 13a BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, wurde in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
erneut im Internet veröffentlicht und zur Ansicht 
und zum Herunterladen bereitgehalten  (§  13a 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand 
eine erneute öffentliche Auslegung statt.

•	 Ort und Dauer der erneuten Veröffentlichung im 

Internet und der erneuten Auslegung wurden 
mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während 
der Veröffentlichungsfrist von jedermann elekt-
ronisch per Mail, oder bei Bedarf schriftlich oder 
zur Niederschrift abgegeben werden können und 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnah-
men bei der Beschlussfassung über den Bebau-
ungsplan unberücksichtigt bleiben können, am 
__.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§  13a 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der erneuten 
Veröffentlichung im Internet / Auslegung elektro-
nisch benachrichtigt (§  13a BauGB i.V.m.  § 3 
Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 
2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der erneuten elektronischen Beteili-
gung, Veröffentlichung im Internet / Auslegung 
gingen seitens der Öffentlichkeit, der Behörden 
und der sonstigen Träger öffentlicher Belange so-
wie der Nachbargemeinden Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorge-
brachten Bedenken und Anregungen erfolgte 
durch den Gemeinderat am __.__.____. Das Er-
gebnis wurde denjenigen, die Anregungen und 
Stellungnahmen vorgebracht haben, mitgeteilt 
(§ 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB).

•	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan der Innenentwicklung „Orts-
kern Ihn“ als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung.

•	 Der Bebauungsplan der Innenentwicklung „Orts-
kern Ihn“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

Wallerfangen, den __.__.____

Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen wor-
den.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan der Innenentwicklung „Ortskern Ihn“, be-
stehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft (§ 
10 Abs. 3 BauGB).

Wallerfangen, den __.__.____

Der Bürgermeister

Verfahren

•	 Der Bebauungsplan der Innenentwicklung „Ortskern Ihn“ wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a 
BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 
BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzei-
tigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Starkregen

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 
von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern 
darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflä-
chenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von 
möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Richtlinien, Normen

•	 Die Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Wallerfangen möglich.

Grundwasser

•	 Es ist sicherzustellen, dass das Grundwasser weder durch Baumaßnahmen noch durch die spätere Nutzung 
qualitativ oder quantitativ beeinträchtigt wird. Erforderliche Auflagen zu den geplanten Vorhaben können 
erst nach Vorlage der konkreten Bauanträge und Planunterlagen festgesetzt werden.

Telekom, Leitungen

•	 Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.
•	 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikations-

linien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte 
Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Ab-
zweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahr-
los geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können.

•	 Bei Konkretisierung der Planungen ist eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Stelle der Deut-
schen Telekom Technik GmbH Zentrale Planauskunft Südwest einzuholen.

•	 Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Energis, Leitungen

•	 Im Planbereich befinden sich Versorgungsanlagen der Energis-Netzgesellschaft mbH. Die Anlagen der Ener-
gis-Netzgesellschaft mbH dürfen nicht beeinträchtigt werden.

EVS, Kanal

•	 Im Bereich der Straßenverkehrsflächen (Leidinger Straße, Weinbachstraße) befinden sich Abwasseranlagen 
des EVS. Die Anlagen des EVS dürfen nicht beeinträchtigt werden.

Denkmalschutz

•	 Unmittelbar westlich des Plangebiets im Bereich der Kirche / Flur Hinter Borpertshaus wird eine römische 
Siedlungsstelle vermutet (Maisant, Der Kreis Saarlouis in vor- und frühgeschichtlicher Zeit [1971] 167 Nr. 
177). Deshalb ist auch im Plangebiet mit Bodendenkmälern zu rechnen. Auf die Anzeigepflicht von Boden-
funden (§ 16 Abs. 1 SDSchG) und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 2 SDSchG), sowie § 28 SDSchG (Ord-
nungswidrigkeiten) wird hingewiesen.

Kampfmittel

•	 Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Bebauungsplanverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfun-
den. Dies ist im Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder 
eine Klärung durch eine zu beauftragende Fachfirma herbeizuführen.
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DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage: 02.09.2021

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen 
wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte 
auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte 
Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen 
Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet 
werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen. 
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Nach dem Denkmalschutzgesetz geschützte Denkmäler
•	 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich eine Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unter-

liegen. Die Einzelanlage ist in der Planzeichnung gekennzeichnet. Bauliche Eingriffe, wie auch die Verän-
derung des Erscheinungsbildes dieser Einzelanlage bedürfen der Genehmigung. Dies gilt auch für Anlagen 
und Veränderungen in der Umgebung des Baudenkmals, sofern sie dieses nicht nur vorübergehend beein-
trächtigen.

•	 Folgendes Gebäude innerhalb des Geltungsbereiches ist denkmalgeschützt:
	- Zum Hatzenbüsch Hs.-Nr. 3 (Einzeldenkmal)

•	 Innerhalb des Plangebiets befinden sich denkmalrechtlich geschützte Wegekreuze.

Gewässerrandstreifen
•	 Gem. § 56 Abs. 3 Nr. 1 a) Saarl. Wassergesetz (SWG) ist bis zu 5 m gemessen von der Uferlinie innerhalb 

der im Zusammenhang bebauten Ortsteile die Errichtung baulicher Anlagen nicht zulässig.
•	 Gem. § 56 Abs. 3 Nr. 2 a) Saarl. Wassergesetz (SWG) ist bis zu 10 m gemessen von der Uferlinie außerhalb 

der im Zusammenhang bebauten Ortsteile die Errichtung baulicher Anlagen nicht zulässig.
•	 Der Gewässerrandstreifen ist naturnah zu bewirtschaften und von Bebauung freizuhalten.
•	 Diese Vorgabe findet auch für verrohrte Gewässer Anwendung. Es kann jedoch von der Regelung abgewi-

chen werden, wenn eine Offenlegung des Gewässers wasserwirtschaftlich nicht mehr realisierbar ist.
•	 Da der Weinbach in Teilen verrohrt unter öffentlichen Straßen verläuft und teilweise auch überbaut ist, ist 

eine Offenlegung des Gewässers in diesem Bereich als nicht wahrscheinlich anzusehen. Daher kann hier 
abweichend von den Vorgaben des § 56 SWG entschieden werden.

Waldabstand

Es schließt sich Wald im Sinne des § 2 Landeswaldgesetzes an den Geltungsbereich an. 
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 
30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei 
der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen 
die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen 
von dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn 

1.	der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab-
standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forst-
wirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich 
sämtlicher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem 
Eigentum zu verzichten und 

2.	aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervorgehen. 
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GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB
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(GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF
(§ 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB)

SOZIALEN ZWECKEN DIENENDE GEBÄUDE UND EINRICHTUNGEN

UMGRENZUNG DER VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDEN SCHUTZFLÄCHEN / FLÄCHEN, DIE NUR EINGESCHRÄNKT NUTZBAR SIND; HIER: 
SCHUTZFLÄCHE BACHLAUF (ÄNDERUNGEN GEGENÜBER OFFENLAGE SIEHE ROT UMRANDETER BEREICH)
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE MIT STRASSENBEGRENZUNGSLINIE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: MISCHVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

P VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: ÖFFENTLICHE PLATZFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; HIER: TRAFO-STATION
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB) 

ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE MIT DER ZWECKBESTIMMUNG SPIELPLATZ
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB) 

p PRIVATE GRÜNFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB) 

WASSERFLÄCHEN, HIER: „WEINBACH“
(§ 9 ABS. 1 NR. 16 BAUGB) 

UMGRENZUNG VON FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB) 

FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERHEBLICH MIT UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN BELASTET SIND 
(§ 9 ABS. 5 BAUGB)

x WAL_2499 STANDORT DER ALTLASTVERDACHTSFLÄCHE MIT KENNNUMMER 
(§ 9 ABS. 5 BAUGB)

DD EINZELANLAGEN, DIE DEM DENKMALSCHUTZ UNTERLIEGEN
(§ 9 ABS. 6 BAUGB)

ABGRENZUNG DER ART DER BAULICHEN NUTZUNG / ABGRENZUNG MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (SIEHE ROT UMRANDETER BEREICH)
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•	 Sollten Brutnach- oder -hinweise des Haus-
sperlings, des Mauerseglers oder der Mehl- 
oder Rauchschwalbe erbracht werden, dann 
ist der Verlust an Brutplätzen durch künstliche 
Nisthilfen am neuen Gebäudebestand auszu-
gleichen; in Absprache mit der UNB ist hier-
bei ggfs. eine Ausnahmegenehmigung n. § 45 
BNatSchG erforderlich, bei der auch zu klären 
ist, ob das Nistangebot kontinuierlich (d.h. 
auch während der Bauphase, dann als CEF-
Maßnahme) bereitstehen muss.

•	 Im Falle einer Sommerquartiernutzung durch 
spaltenbewohnende Arten wie der Zwerg- 
oder Breitflügelfledermaus sind die Abriss-
arbeiten auf die Wintermonate Dezember 
bis Februar zu beschränken, da sich die Tiere 
dann in ihren frostsicheren Winterquartieren 
befinden; die ökologische Funktion der Ruhe-
stätten im räumlichen Verbund des Siedlungs-
bereiches von Ihn mit vergleichbaren Quartier-
potenzialen kann in diesem Fall weiterhin als 
gegeben gelten und eine Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes ist nicht anzunehmen.

•	 Für den sehr unwahrscheinlichen Fall des Vor-
kommens einer Kolonie oder tradierten Wo-
chenstube (z.B. in einem Dachstuhl) ist das 
weitere Vorgehen mit der zuständigen Natur-
schutzbehörde abzustimmen.

15. 	ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A I. V. M. § 9 ABS. 1 NR. 
20 BAUGB

Je drei Stellplätze ist bei der Neuerrichtung von Stell-
plätzen mindestens ein standortgerechter Laubbaum-
hochstamm (Stammumfang 18 - 20 cm) zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten.

Bei allen Baumpflanzungen muss grundsätzlich die of-
fene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurch-
lässigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) min-
destens 6,0 m2 betragen. Die Baumscheiben sind durch 
geeignete Maßnahmen wie z.B. die Bepflanzung mit 
bodendeckenden Kleingehölzen oder Stauden, Ramm-
Borden, etc. vor Oberflächenverdichtung zu schützen. 
Im Falle beengter Verhältnisse sind Belüftungs- und 
Bewässerungskanäle anzulegen; die Pflanzgrube muss 
mindestens 12,0 m3 umfassen und 1,50 m tief sein.

Bei der Baumarten- bzw. -sortenauswahl für den Stell-
platzbereich ist die folgende Pflanzliste (Vorschlagslis-
te) zu verwenden, wobei auch andere standortgerechte 
Bäume gepflanzt werden können:

•	 Ahorn (Acer platanoides/campestre/pseudo-
platanus) (trocken-/hitzetolerante Art),

•	 Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/petraea) 
(trocken-/hitzetolerante Art),

•	 Hainbuche (Carpinus betulus)
•	 Sommer-Linde (Tilia platyphyllos)
•	 Winter-Linde (Tilia cordata)
•	 Silber-Linde (Tilia tomentosa)
•	 Platane (Platanus x acerifolia)
•	 Mehlbeere (Sorbus aria)
•	 Rosskastanie (Aesculus hippocastanum)

Aus klimatischen Gründen wird empfohlen, bei 
Pflanzungen die trocken-/hitzetoleranten Arten zu ver-
wenden.

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 
1 - Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, 
Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, 
Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, 
Bauweisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die 
Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen) ebenso 
wie die einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 - 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau, Pflanzen und 
Pflanzarbeiten) zu beachten.
Die Bäume sind dauerhaft zu sichern und Ausfälle 
durch gleichartige Bäume zu ersetzen.

Eine Fassadenbegrünung ist grundsätzlich zuläs-
sig. Ebenso ist eine Begrünung der Dachflächen von 
Haupt- und Nebengebäuden zulässig.
Bei Neubauten mit Flachdächern sind die Dachflächen 
mind. extensiv zu begrünen.

16.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan. 
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Altlastverdachtsfläche
Im Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen (ALKA) besteht folgender Eintrag: 
•	 WAL_2499 „Altablagerung Ihn 2, Bichelswiese, Erdmassen und Bauschutt, Status Kontaminationsverdacht“
Konkrete Untersuchungen auf der Fläche liegen nicht vor. Ebenso ist die genaue Ausdehnung der Ablagerung 
nicht bekannt.
(s. ergänzend hierzu Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB)

KENNZEICHNUNGEN GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB


